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In den letzten Jahren lassen sich in einigen westeuropäischen Ländern wieder Formen der Kon-
zertierung zwischen Regierungen und Tarifparteien beobachten, in denen die Beteiligten ,soziale
Pakte’ schmieden. Der Beitrag bemüht sich um eine Erklärung des Wiederauflebens von Konzer-
tierung auf der Makroebene unter dem Einfluss des europäischen Regimewettbewerbs. Er argu-
mentiert, dass Regierungen zunehmend strukturelle Reformen zur Lösung des Beschäftigungspro-
blems suchen. Diese strukturelle Reformen sind ohne die Kooperation der Tarifparteien nahezu
unmöglich. Mit der Hilfe sozialer Pakte versuchen daher Regierungen, die Zustimmung der Ge-
werkschaften zu einer ,beschäftigungsfreundlichen’ Sozial- und Tarifpolitik zu bekommen. Um
diese Zustimmung zu erreichen, werden Absprachen getroffen, die den Verbänden in der Steuer-
und Bildungspolitik entgegenkommen. Während der Wettbewerb der Arbeits- und Sozialregime
in Europa die Pakte wesentlich befördert, muss der politische Tausch zwischen Gewerkschaften
und Regierungen diesen Wettbewerb nicht weiter verschärfen. Vielmehr können soziale Pakte für
die europäische Koordination der Beschäftigungspolitik nützlich sein, da die Handlungsfähigkeit
nationaler Verbände gestärkt wird.

1. Einleitung

In den letzten Jahren lassen sich in vielen westeuropäischen Ländern wieder Formen des po-
litischen Tauschs zwischen Regierungen und Tarifparteien beobachten.1 Dieser politische
Tausch nimmt dabei die Form dreiseitiger Verabredungen an, in denen die Beteiligten ,so-
ziale Pakte’ über eine koordinierte Reformpolitik zur Förderung der Beschäftigung schmie-
den. Damit versuchen politische Akteure, das Beschäftigungsproblem über die Koordinie-
rung von Reformmaßnahmen in verschiedenen Politikfeldern anzugehen. Nach einer Phase
der bewussten Trennung von Zuständigkeiten zwischen dem Staat und Tarifparteien auf
gesamtwirtschaftlicher Ebene nimmt sowohl die Rolle koordinierter Reformen als auch die
Form des politischen Tauschs als Instrument an Bedeutung zu (Pochet und Fajertag 1997;
Ferner und Hyman 1998; Hassel 1998; Karlhofer und Sickinger 1999; Kuntze 1998; Regini
1997 und 1999; Rhodes 1998; Schmitter/Grote 1997).

Soziale Pakte zeichnen sich durch Form und Inhalt aus. In der Form sind sie auf zentraler
Ebene getroffene Vereinbarungen zur grundsätzlichen Abstimmung von Steuer-, Tarif-, So-
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zial- und Bildungspolitik. In ihrem Inhalt umfassen sie Themen, die erstens das Verhältnis
der Tarifparteien zueinander neu gestalten und zweitens die Inhalte der Tarif- und Sozialpo-
litik den geänderten sozio-ökonomischen Bedingungen anpassen sollen. Form und Inhalt
sind in einer Weise miteinander verknüpft, dass über zentrale Vereinbarungen regelmäßig
auch Prozesse der Dezentralisierung von politischen Instrumenten in Gang gesetzt und kon-
trolliert werden sollen.

Dieser Artikel hat das Ziel, eine Erklärung für die zunehmende Entstehung sozialer Pakte
ab der zweiten Hälfte der Achtzigerjahre anzubieten. Soziale Pakte werden als eine spezifi-
sche Form des politischen Tauschs zwischen Regierungen und Arbeitnehmerorganisationen
zur Überwindung des Beschäftigungsproblems interpretiert. Dabei unterscheiden sich so-
ziale Pakte von anderen Paketverhandlungen zwischen Regierungen und organisierten In-
teressen darin, dass in ihnen Entscheidungen auf oberster Ebene zwischen den Spitzenver-
bänden und der Regierung über eine Reihe verschiedener Politikfelder herbeigeführt wer-
den. Dieser Zentralisierung der Entscheidungsfindung liegt die Hoffnung zu Grunde, über
eine Umkehrung der Ausdifferenzierung einzelner Politikfelder die Problemlösungsfähigkeit
der Akteure zu erhöhen. Zentralisierung kann dabei in zweierlei Hinsicht hilfreich sein: zum
einen sind politikfeldübergreifende Reformen in den hochgradig interdependenten Politik-
feldern Sozial- und Tarifpolitik notwendig, um die strukturellen Ursachen des Beschäfti-
gungsproblems anzugehen. Zum anderen kann eine Zentralisierung der Entscheidungsfin-
dung bestehende Interessendivergenzen innerhalb der Tarifparteien offen legen und den
Regierungen ermöglichen, diese im Interesse einer weitreichenderen Reform auszunutzen.
Interessenheterogenität innerhalb der Verbände beruht auf dem Umstand, dass in moder-
nen Wohlfahrtsstaaten die Gruppen der Nutznießer und Kostenträger von sozialstaatlichen
Regulierungen nicht mehr deckungsgleich sind. In anderen Worten: soziale Pakte doku-
mentieren die Versuche staatlicher Akteure, politikfeldübergreifende Reformen in prinzipiell
autonomen Politikfeldern auf zentraler Ebene über die Redefinition verbandlicher Interessen
zu ermöglichen.

Damit sind die sozialen Pakte der achtziger und Neunzigerjahre in Bezug auf die zu lösen-
den Probleme keine Neuauflage einer neo-korporatistischen Einkommenspolitik der Sieb-
zigerjahre, wie manchmal unterstellt wird (Schmitter/Grote 1997). Die etablierten Formen
korporatistischer Intermediation zwischen Staat und Tarifparteien haben mit dem Nieder-
gang einer Politik der zentralen Nachfragesteuerung und den veränderten sozio-ökonomi-
schen Bedingungen ihre Funktion der Einkommenspolitik verloren und werden durch die
neuen Formen des politischen Tauschs nicht wiederbelebt. Vielmehr sind die in sozialen
Pakten organisierte politischen Tauschhandlungen komplexer. Im Vergleich zu der neo-
korporatistischen Einkommenspolitik der Siebzigerjahre verfolgen die beteiligten Akteure
eine erheblich größere Zahl von Reformprojekten und wenden sich in erster Linie an die An-
gebotsseite der Arbeitsmarktregulierung. Allerdings lassen sich im Bereich der prozeduralen
Vorgehensweise Parallelen zur neo-korporatistischen Einkommenspolitik erkennen. Wie
die Einkommenspolitik basieren auch soziale Pakte auf einem politischen Tausch zwischen
korporativen Akteuren, in denen die Gewerkschaften für ihre Zustimmung zu politischen
Reformvorhaben durch die Regierung kompensiert werden.

Der folgende Text ist in fünf Teile geteilt: nach einer Übersicht über die Reform der Be-
schäftigungspolitik in den Mitgliedsländern der EU und die Elemente des politischen
Tauschs zwischen Regierung und Tarifparteien geht es im zweiten Abschnitt um die Frage,
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warum Regierungen zu dem Instrument eines Sozialpaktes zur Reform ihrer Sozialsysteme
greifen. Aus einer institutionenorientierten Perspektive wird argumentiert, dass die Stel-
lung, welche die Tarifparteien in dem Beschäftigungs- und Sozialsystem europäischer
Wohlfahrtsstaaten einnehmen, eine strukturelle Reform der Arbeitsmärkte ohne die Ko-
operation der Tarifparteien nahezu unmöglich macht bzw. eine direkt gegen die Interessen
der Tarifparteien gerichtete Politik erheblich höhere Kosten verursacht. Mit der Hilfe sozia-
ler Pakte versuchen daher die politischen Akteure, die Zustimmung von den Tarifparteien
zu einer ,beschäftigungsfreundlichen’ Sozial- und Tarifpolitik zu bekommen. Um diese Zu-
stimmung zu erreichen, werden Absprachen getroffen, die den Verbänden in anderen Berei-
chen (Steuer- und Bildungspolitik) entgegenkommen.

Im dritten und vierten Abschnitt geht es um die Frage, wie soziale Pakte zu Stande kom-
men. Dahinter steckt die Vermutung, dass soziale Pakte voraussetzungsreich sind und nur
unter bestimmten institutionellen und politischen Bedingungen zum Abschluss kommen.
Zwei Bedingungen zur Herstellung konzertierter Entscheidungen werden herausgearbeitet:
erstens die Bereitschaft von Regierungen, die Federführung in zuvor weitgehend selbstkoor-
dinierten Politikfelder wieder zu übernehmen und zweitens die Bereitschaft der Gewerk-
schaften, diese Federführung der Regierung im Austausch mit Mitteln zur Wiederherstel-
lung der eigenen Handlungsfähigkeit zu akzeptieren. Für beide Bedingungen werden wie-
derum Faktoren benannt, die ein solches Verhalten wahrscheinlicher machen. Wo diese Be-
dingungen nicht gegeben sind, sind erfolgreiche Paktverhandlungen unwahrscheinlicher,
oder bereits geschlossene Pakte können für einseitige verbandliche Interessen instrumentali-
siert werden.

Die Möglichkeit der Instrumentalisierung sozialer Pakte bei fehlender Gemeinwohl-
orientierung wird im folgenden Abschnitt thematisiert. Und da soziale Pakte nicht einmali-
ge Maßnahmen sind, sondern sich auf einen größeren Zeitraum erstrecken, stellt sich auch
die Frage: Wie können staatliche Akteure diese Vereinbarungen stabilisieren, damit kurz-
fristige Asymmetrien nicht zu einseitigen Kündigungen einzelner Beteiligter führen? Soziale
Pakte werden in der Regel unter politischen Krisenbedingungen geschlossen. Sowohl Regie-
rungen als auch die Verbände sind der Überzeugung, dass die bestehende Beschäftigungspo-
litik grundsätzlich reformiert werden muss. Nach Abschluss solcher Vereinbarungen er-
möglicht die Verknüpfung verschiedener Politikfelder innerhalb eines auf einen längeren
Zeitraum angelegten Verhandlungsprozesses den Verbänden, ihre Entscheidungsspielräu-
me zu vergrößern. Mit Hilfe dieser Verknüpfung werden die beteiligten Verbände in die
Lage versetzt, die Prioritäten ihrer Verbändeinteressen neu zu setzen und den veränderten
gesellschaftlichen Bedingungen Rechnung zu tragen. Allerdings ist in der Ungleichzeitigkeit
einzelner Maßnahmen die Gefahr verborgen, dass sich einzelne Beteiligte übervorteilt sehen
und aus dem Pakt wieder aussteigen. Daher lässt sich auch beobachten, dass die politischen
Akteure zunehmend dafür sorgen, dass die Verbände gegen weitere Erosionstendenzen
durch die Einrichtung gemeinsamer Institutionen (tripartistische Gremien, gemeinsame
Fonds) und andere institutionelle Mechanismen geschützt werden.

Damit können soziale Pakte zu einer institutionellen Weiterentwicklung der Tarif- und
Sozialsysteme führen, indem den Tarifparteien neue Verantwortungsbereiche und Hand-
lungsmöglichkeiten übertragen werden. Stabile und erfolgreiche soziale Pakte stärken so die
nationale Handlungsfähigkeit verbandlicher wie politischer Akteure.
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2. Soziale Pakte in Europa

In allen Mitgliedsstaaten der EU lassen sich seit Mitte der Achtzigerjahre parallele Anpas-
sungsprozesse beobachten. Nationale Regierungen reagieren damit auf zwei zentrale Ent-
wicklungen: auf den zunehmenden Wettbewerbsdruck im Rahmen der nahenden europäi-
schen Wirtschafts- und Währungsunion und auf die Belastung der sozialen Sicherungssyste-
me durch anhaltende und steigende strukturelle Unterbeschäftigung. Diese Anpassungs-
prozesse betreffen insbesondere die institutionelle Gestaltung der Arbeitsmärkte, die Tarif-
politik und die Systeme der sozialen Sicherung. In allen Mitgliedsländern der EU finden
sich einzelne Reformschritte in dem einen oder anderen Gebiet, zumeist jedoch mehrfach in
allen Politikfeldern. Dabei steht unter den Bedingungen des Wettbewerbs der Arbeitsregi-
me in den EU Mitgliedsstaaten nicht mehr die Entscheidung über die grundsätzliche Rich-
tung der Anpassung ihrer Sozialsysteme an den europäischen Wirtschaftsraum zur Debatte.
Vielmehr sind die wesentlichen institutionellen Reformelemente des Arbeitsmarktes zur
Steigerung der Beschäftigungsquote – Lohnmoderation, Flexibilisierung von Arbeitsver-
hältnissen, Differenzierung der Entlohnung, stärkere Anreize zur Aufnahme von Arbeit – in
allen EU Mitgliedsländern in der einen oder anderen Weise zu finden, unabhängig von poli-
tischen Mehrheiten und vordergründigen Differenzen zwischen den Haltungen der Tarif-
parteien.

Die einzelnen Elemente dieser Politik sind nicht neu, sondern bilden seit Beginn der
Neunzigerjahre den Kern der beschäftigungspolitischen Diskussion auf europäischer und
internationaler Ebene. Das Weißbuch der EU-Kommission ,Wachstum, Wettbewerbsfä-
higkeit, Beschäftigung’ von 1993 nennt bereits die wesentlichen Bereiche für „einschnei-
dende Veränderungen, aber nicht bloß die Deregulierung der europäischen Arbeitsmärkte.
Vielmehr ist ein neues, vernünftiges und vereinfachtes Regulierungs- und Anreizsystem nö-
tig“ (EU-Kommission 1993: 150). Auch in der Jobs Study der OECD (OECD 1997) wer-
den die wesentlichen institutionellen Reformelemente des Arbeitsmarktes – Flexibilisie-
rung, Differenzierung der Entlohnung, stärkere Anreize zur Aufnahme von Arbeit – aufge-
führt und den OECD Mitgliedsländern zur Überwindung der Beschäftigungskrise empfoh-
len. In fast allen Ländern der OECD finden sich einzelne Reformschritte in dem einen oder
anderen Gebiet.

Es gibt in diesen Bemühungen, nationale Tarif- und Sozialsysteme an neue Umweltbe-
dingungen anzupassen, jedoch maßgebliche Unterschiede in der Rolle der Tarifparteien.
Für die Regierungen scheint es im Wesentlichen zwei Wege zu geben, ihre Ziele in der Be-
schäftigungspolitik zu erreichen: den Weg der Kooperation mit den Tarifparteien oder den
Weg der einseitigen Dezentralisierung und Deregulierung nationaler Beschäftigungssyste-
me. Die Länder, in denen Tarifsysteme gegen den Widerstand der Gewerkschaften dezen-
tralisiert wurden, haben diesen Prozess weitgehend in den Achtzigerjahren abgeschlossen. In
den betroffenen Ländern, insbesondere Großbritannien und Frankreich, sind auch unter
den Linksregierungen der Neunzigerjahre keine bedeutsamen Kooperationen mit den Ge-
werkschaften zu beobachten.2 In den Ländern, in denen Regierungen den Dialog mit Ar-
beitgebern und Gewerkschaften in den Achtzigerjahren nicht aufgegeben haben, kann man
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ab Mitte der Achtzigerjahre hingegen zunehmende Kooperationsbemühungen zwischen
den Regierungen und Tarifparteien beobachten. In einigen Ländern (Dänemark, Öster-
reich) bauten diese Bemühungen auf bestehenden Kooperationen auf, ohne explizit zu neu-
en Vereinbarungen zu führen. In einer ganzen Reihe anderer Länder führten diese Bemü-
hungen jedoch zum Abschluss von neuen Kooperationsvereinbarungen.

Ob mit Hilfe sozialer Pakte oder gegen den Widerstand der Tarifparteien – die institutio-
nelle Gestaltung der Arbeitsmärkte, die Tarifpolitik und die Systeme der sozialen Sicherung
ist überall Gegenstand von Reformen.3 In der Bewertung durch die OECD wie auch den
,Benchmarking’ Bemühungen der EU Kommission werden regelmäßig zwei Gruppen von
Ländern ausgezeichnet. Erstens werden besonders von der OECD stets solche Länder als
vorbildlich beschrieben, die ihre Arbeitsmarktreformen mit besonders drastischen Maßnah-
men gegenüber den traditionellen Formen der Regulierung der Arbeitsmärkte durchgeführt
haben. Das trifft auf die angelsächsischen Länder mit Ausnahme Irlands zu. Und zweitens
führen sowohl OECD als auch die EU Kommission auch zunehmend die Länder als positive
Reformbeispiele an, in denen Sozialpakte zur Arbeitsmarktreform geschlossen wurden (wie
etwa die Niederlande und Irland).4

Der Unterschied zwischen der angelsächsischen Variante der institutionellen Reform des
Arbeitsmarktes und den Reformen des Arbeitsmarktes im Rahmen sozialer Pakte besteht
darin, dass soziale Pakte eine Verknüpfung von deregulierenden und Kosten senkenden
Maßnahmen mit ausgleichenden Instrumenten durch die öffentliche Hand herzustellen
versuchen. Auch in den Vereinbarungen zu Sozialpakten spielen ,Kostensenkung’, ,Anreiz-
strukturen zur Arbeitsaufnahme’ und ,Flexibilisierung’ als die beherrschenden Themenbe-
reiche die entscheidende Rolle. Es geht daher nicht um einen grundsätzlich anderen Ansatz
in der Reformpolitik, sondern in sozialen Pakten wird die gesellschaftliche Akzeptanz für
Reformen in der Sozial- und Tarifpolitik durch die Einbindung der Tarifparteien ermög-
licht.

Stabile soziale Pakte findet man seit Mitte der Achtzigerjahre in den Niederlanden, Ita-
lien, Irland und Finnland. In anderen Ländern wurden ähnliche Vereinbarungen zwischen
Regierungen und Tarifparteien angestrebt, jedoch nicht von allen Akteuren unterstützt
bzw. umgesetzt (vgl. Tabelle 1). In Schweden haben die Tarifparteien im Oktober 1998
nicht-öffentliche Gespräche über einen Wachstumspakt aufgenommen. Diese Verhandlun-
gen scheiterten im Frühjahr 1999 an dem Widerstand der Arbeitergewerkschaft. In Belgien
wurde ein sozialer Pakt 1993 und 1996 von der Regierung vorgeschlagen und scheiterte an
dem Widerstand der Gewerkschaften. Die wesentlichen Elemente des Paktes wurden dar-
aufhin von der Regierung auf gesetzlichem Wege umgesetzt. In Portugal mangelte es bei der
Umsetzung des Sozialpakts an der Unterstützung der größten Gewerkschaft CGTP. In
Griechenland (1997) und Spanien (1997) wurden Sozialpakte zwischen den Gewerkschaf-
ten und Regierungen abgeschlossen, jedoch von den Arbeitgebern abgelehnt. Auch in
Deutschland kam ein von den Gewerkschaften angestrebtes Bündnis für Arbeit und Stand-
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ortsicherung Anfang 1996 nicht zu Stande (Bispinck 1997); es wurde dann aber nach der
Bundestagswahl 1998 zu dem wichtigsten politischen Projekt der neuen Regierungskoali-
tion. Der erste Schritt zu einem erneuten Bündnis für Arbeit wurde am 07. Dezember 1998
durch die Verabschiedung einer gemeinsamen Erklärung von Regierungs- und Verbands-
vertretern getan.

Stabile Sozialpakte zeichnen sich dadurch aus, dass erstens die auf zentraler Ebene getrof-
fenen Vereinbarungen von allen wesentlichen Akteuren getragen und zweitens in regelmä-
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Tabelle 1: Soziale Pakte in Europa

Länder Jahr Name

Erfolgreiche Soziale Pakte

Niederlande 1982 Abkommen über ,allgemeinverbindliche Empfehlungen zu Fragen der Be-
schäftigungspolitik’ (Wassenaar)

1990 Mehr Beschäftigung für ethnische Minderheiten

1993 Ein neuer Kurs: Agenda für Tarifverhandlungen 1994

1997 Agenda 2002

Irland 1987 Programme for National Recovery

1990 Programme for Economic and Social Progress

1994 Programme for Competitiveness and Work

1997 Partnership 2000 for Inclusion, Employment and Competitiveness

Italien 1992 Dreiseitige Vereinbarung zur Abschaffung der Scala Mobile

1993 Ciampi Protokoll: Abkommen über Arbeitskosten vom 23. Juli 1993

1996 Beschäftigungspakt (Accordo per il Lavoro)

1998 Sozialer Pakt für Wachstum und Beschäftigung

Dänemark 1987 Sozialpartnerschaftliche Absprache

Finnland 1991 Stabilitätspaket

1995 Sozialpakt

1998 Sozialkontrakt

Instabile Vereinbarungen

Griechenland 1997 Pakt für Wettbewerbsfähigkeit (ohne Zustimmung der Klein- und Mittleren
Unternehmen)

Spanien 1994 Toledo Pact (ohne Zustimmung der Arbeitgeber)

1997 Vereinbarung der Tarifparteien

Portugal 1996 Kurzfristiger Dreiseitiger Vertrag (Acordo de Concertado Social de Curto
Prazo) (nicht von CGTP unterzeichnet)

1997 Strategischer Sozialer Pakt (Acordo de Concertacao Estrategica)

Belgien 1993 Globaler Plan (gescheitert)

1996 Verhandlungen über einen Vertrag über die Zukunft der Beschäftigung (ge-
scheitert)

1998 Intersektoraler Tarifvertrag (nach gesetzlicher Intervention)

Deutschland 1996 Bündnis für Arbeit und Standortsicherung (gescheitert)

1998 Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit

Schweden 1999 Wachstumspakt (allians för tillväxt) gescheitert.



ßigen Abständen neu abgeschlossen werden. Trotz bestehender Konflikte im weiteren Ver-
lauf der Sozialpakte haben Momente der Unzufriedenheit bislang noch in keinem Fall zu ei-
ner Aufkündigung der bereits getroffenen Vereinbarungen geführt. Das „loyale Verhalten“
der Akteure (so Sergio Cofferati, Generalsekretär der CGIL) wurde durch kurzfristige Tarif-
konflikte nicht aufgebrochen (Hassel 1998: 634).

Die zwischen Regierungen und Tarifparteien abgeschlossenen Vereinbarungen beziehen
sich auf die institutionellen Ursachenfaktoren des Beschäftigungsproblems und umfassen
,beschäftigungsfördernde’ Reformen in der Sozial- und Tarifpolitik. Die wichtigsten The-
menbereiche sind dabei Kostensenkung und Flexibilisierung, die mit Kompensationsmaß-
nahmen versehen werden: Arbeitskosten sollen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit
oder zur Beschäftigungsexpansion im Dienstleistungssektor gesenkt werden, ohne dass Ar-
beitnehmer notwendigerweise an Einkommen verlieren. Arbeitsmärkte sollen flexibilisiert
und dynamisiert werden, ohne dass Arbeitnehmer von den neuen Flexibilitätserfordernissen
überfordert werden, bzw. Arbeitnehmer sollen in die Lage versetzt werden, diesen Erforder-
nissen gerecht zu werden.

In dieser stilisierten Form finden sich die Verabredungen nur selten. In der Regel erfol-
gen die in den Pakten vereinbarten Einzelmaßnahmen in kleinen Schritten, die auch im Ab-
stand von mehreren Jahren neu entschieden werden. Italien ist jedoch ein Beispiel, wo die
Austauschmechanismen des Paktes besonders deutlich werden. In dem Pakt für Entwick-
lung und Beschäftigung vom Dezember 1998 wurde eine Reduzierung des Steuersatzes für
Jahreseinkommen zwischen 15 und 30 Mio. Lire von 27 auf 26 Prozent festgelegt. Die Re-
gierung versprach zudem, in den nächsten drei Jahren 1,6 Billionen Lire in berufliche Bil-
dungsmaßnahmen zu investieren. Auf Forderung der Unternehmer hin hat die Regierung
zugestimmt, dass Abgaben auf betrieblich vereinbarte Lohnbestandteile um einen Prozent-
punkt reduziert werden. Bis zum Jahr 2003 sollen die Lohnkosten um 1,25 Prozent redu-
ziert werden, indem bestimmte Teile der Lohnnebenkosten abgeschafft oder verschoben
werden sollen. Zudem verpflichtet sich die Regierung, bürokratische Hürden für die Unter-
nehmen abzubauen und Anreize zu entwickeln, um irreguläre Beschäftigungsverhältnisse in
reguläre umzuwandeln (Telljohann 1999).

Stellt man die Interessen der einzelnen Beteiligten gegenüber, so findet man neben den
traditionellen gegensätzlichen Interessen – etwa in den Fragen des Lohns und der Arbeitszeit
– durchaus Themen, bei denen eine gemeinsame Interessenlage hergestellt werden kann. Im
Gesamtpaket haben alle beteiligten Seiten relative Zugewinne wie Zugeständnisse zu ver-
zeichnen. Im Interesse der Gewerkschaften waren Arbeitszeitverkürzungen, Arbeitsbeschaf-
fungsprogramme sowie Steuererleichterungen; ihre Zugeständnisse lagen in Fragen der Fle-
xibilisierung von Arbeitsverhältnissen, Dezentralisierung von Tarifpolitik und natürlich in
zurückhaltenden Lohnforderungen. Dem Staat wurden reduzierte Belastungen für Ausga-
ben der sozialen Sicherung und eine Kontrolle über die Kostenentwicklung im öffentlichen
Dienst in Aussicht gestellt; zugleich wurden den öffentlichen Haushalten aber höhere Aus-
gaben in Bereichen der öffentlichen Subventionierung von Beschäftigung und Bildungspo-
litik zugemutet. Für die Arbeitgeber ermöglichten die Vereinbarungen eine Flexibilisierung
und Dezentralisierung der Tarifpolitik, Steuererleichterungen, Reformen und Kostenent-
lastungen der sozialen Sicherungssysteme und eine moderate Lohnentwicklung; sie mussten
Positionen in der Frage der Arbeitszeiten aufgeben. Durch die Einbindung in dreiseitige
Vereinbarungen mussten sich die Arbeitgeber zudem von Versuchen distanzieren, ihre ge-
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stiegene Marktmacht gegenüber den Gewerkschaften einseitig auszunutzen und arbeits-
rechtliche und tarifpolitische Absprachen zu umgehen.

Damit lag die Mehrheit der Tauschgeschäfte im Verhältnis zwischen Staat und Gewerk-
schaften und quer zu den bestehenden Entscheidungsmechanismen der Politikfelder. Sie
waren nur durch die Zusammenführung der Akteure in den Bereichen Tarifpolitik und So-
zialpolitik möglich. Nur durch die Verbindung zwischen Instrumenten der öffentlichen
Hand und der Tarifpolitik konnten die Koppelgeschäfte erfolgen: Die Kompensation von
Lohnzurückhaltung durch die Steuerentlastung von Arbeitnehmereinkommen und die
Entkoppelung der Tarifentwicklung im öffentlichen Dienst mit der Steuerung öffentlicher
Defizite erforderten politikfeldübergreifende Abstimmungen und Akteure. Reine Zugewin-
ne der Tarifparteien auf Kosten der öffentlichen Hand bestanden in Verbesserungen der be-
ruflichen Bildung, Steuererleichterungen und Vorruhestandsregelungen.

Die Lohnzurückhaltung der Gewerkschaften, als wichtigstes Instrument der Kostensen-
kung, stand in allen sozialen Pakten sowohl zeitlich als auch von ihrer Bedeutung her an ers-
ter Stelle. Die Gewerkschaften erklärten sich bereit, niedrige Lohntarifverträge langfristig
abzuschließen, um die Wettbewerbsposition ihres Landes zu verbessern oder zumindest
nicht zu gefährden. Die Lohnentwicklung wurde entweder durch Lohnleitlinien über einen
Zeitraum von zwei bis drei Jahren für die gesamte Volkswirtschaft festgelegt (Irland), oder
man einigte sich auf eine Formel, dass sie die Preissteigerung nicht wesentlich übersteigt
(Italien) oder sich an der Lohnentwicklung in anderen europäischen Ländern orientiert
(Belgien, Niederlande). In Portugal wurde in dem strategischen Abkommen 1996 eine feste
Lohnleitlinie und für die folgenden Jahre die Faustregel vereinbart, dass Lohnerhöhungen
nur knapp die Hälfte der Produktivitätszuwächse betragen durften. Formen der automati-
schen Indexierung von Löhnen an die Preissteigerung (wie etwa in Belgien und Italien) wur-
den wieder aufgehoben, um Lohnentwicklungen besser steuern zu können.5

Den Gewerkschaften wurde von Regierungsseite und Arbeitgeberseite in verschiedener
Weise entgegengekommen, um Lohnzurückhaltungen zu erleichtern. In der Steuerpolitik
wurde in Irland und Portugal verabredet, mit Steuersenkungen Arbeitnehmereinkommen
zu entlasten und dadurch Lohnzurückhaltung zu belohnen. In den Niederlanden wurden
Niedrigeinkommen steuerlich begünstigt. In anderen Ländern (Niederlande und Portugal)
zeigten sich die Arbeitgeber bereit, in Verhandlungen über Arbeitszeitverkürzung einzutre-
ten. Dies führte zu weiter gehenden kollektiven Arbeitszeitverkürzungen. Nach Abschluss
der Vereinbarung von Wassenaar konnte in den Niederlanden im Laufe der Achtzigerjahre
die Arbeitszeit schrittweise auf 36 Stunden verkürzt werden. In Portugal wurde 1995 von
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5 In der Lohnpolitik finden sich ähnliche Absprachen auch für Dänemark, Schweden und Finn-
land. In Dänemark einigten sich Gewerkschaften, Arbeitgeber und Regierung schon 1987 da-
rauf, dass die dänische Lohn- und Gehaltsentwicklung nicht über dem Niveau des Auslands
liegen sollte (,sozialpartnerschaftliche Absprache’). In Schweden wurde die Einführung einer
Europa-Norm vorgeschlagen, wonach die schwedischen Löhne nicht schneller als im europäi-
schen Durchschnitt wachsen sollten. Diese Norm wurde mittlerweile auch von weiten Teilen
der schwedischen Gewerkschaften akzeptiert (Schulten 1998). In Finnland wurde 1991 zu-
nächst ein Stabilisierungspakt mit Lohnstopp vereinbart. 1995 und 1997 wurden Sozialkon-
trakte abgeschlossen, in denen niedrige Lohnabschlüsse festgeschrieben wurden (Kuntze 1998:
30).



der sozialistischen Partei die 40-Stundenwoche eingeführt, die später innerhalb des strategi-
schen Pakts mit Maßnahmen zur Flexibilisierung der Arbeitszeit verknüpft wurde.6

Auf der Kostenseite kam zudem die Kostenentwicklung des öffentlichen Sektors hinzu.
In allen sozialen Pakten war die Reform der Tarifverhandlungssysteme im öffentlichen
Dienst ein eigenständiger Gegenstand. In Irland, den Niederlanden und Italien dienten die
Reformen der Lohnfindung im öffentlichen Dienst der Abkoppelung der Lohnentwicklung
im öffentlichen Dienst von der Lohnentwicklung in der Privatwirtschaft. Für die Regierun-
gen war sowohl die allgemeine Senkung der Zuwachsraten der Lohnsumme im öffentlichen
Dienst von Bedeutung als auch die Frage der Steuerbarkeit von Lohnentwicklungen im öf-
fentlichen Dienst.

Zur Kostensenkung gehörte auch eine stärkere Differenzierung von Lohnentwicklungen
nach der Leistungsfähigkeit einzelner Unternehmen und Branchen. Dafür war eine stärkere
Dezentralisierung der Lohnfindung erforderlich. Trotz zentral festgelegter Prinzipien der
Lohnentwicklung nahm die Bedeutung von Tarifverhandlungen auf der Branchen- und
Unternehmensebene zu. Für die Koordinierung zwischen zentralen Lohnleitlinien und de-
zentralen Verhandlungen entwickelten die Tarifparteien Regeln und Prozeduren, mit de-
nen zentrale Vorgaben über allgemeine Lohnentwicklungen mit dezentralen Verhandlun-
gen über die Vergütung unternehmensspezifischer Produktivitätsentwicklungen und der
Schaffung arbeitsplatzbezogener Anreizstrukturen kombiniert werden können. In Italien
wurde nach der ersten Vereinbarung zur Abschaffung der Lohnindexierung (Scala Mobile)
im Jahr 1992 im zweiten Schritt das Tarifverhandlungssystem neu reguliert und systemati-
siert. Es wurden zwei Ebenen der Tarifverhandlungen mit jeweils eigenen Verhandlungs-
modi eingerichtet: zentrale Verhandlungen zur Steuerung der allgemeinen Lohnentwick-
lung und Branchen- und Betriebsverhandlungen zur Festlegung relativer Lohnniveaus.
Auch in den Niederlande hat die Vereinbarung von Wassenaar (1982) zu einer ,organisier-
ten Dezentralisierung’ (Traxler 1995) des Tarifverhandlungssystems geführt. In den iri-
schen Vereinbarungen wurde den zentralen Lohnerhöhungen die Möglichkeit dezentraler
Verhandlungen über produktivitätsorientierte Lohnsteigerungen unter eng definierten Be-
dingungen (Fristen und Obergrenzen) hinzugefügt.

Im Bereich der Flexibilisierung der Arbeitsmärkte finden sich Maßnahmen zum Ausbau
der Leiharbeit und der befristeten Beschäftigung (Niederlande) und Maßnahmen zur Sen-
kung der Lohnnebenkosten (Belgien, Irland) wie auch allgemein zur Senkung der Arbeits-
kosten von Langzeitarbeitslosen und Geringqualifizierten (Dänemark, Italien, Portugal).
Arbeitsrechtliche Maßnahmen zur Aktivierung des Arbeitsmarktes gab es insbesondere in
Ländern mit hoher Jugendarbeitslosigkeit und starken Senioritätsrechten für Beschäftigte.
In Italien wurde die Leiharbeit erstmals legalisiert, von der man sich eine flexibilisierende
Wirkung erhoffte. Ebenso gehörte die Lockerung des Kündigungsschutzes in Portugal zu
den flexibilisierenden Elementen des Sozialen Paktes. Im Hinblick auf die Anreizstruktur
zur Arbeitsaufnahme wurde ein zunehmender Druck auf Arbeitslose zur Arbeitsaufnahme
ausgeübt, der mit der Bereitstellung von Arbeitsmöglichkeiten verbunden wurde. In allen
Reformen im Rahmen sozialer Pakte lässt sich die Frage erkennen, wie Transferleistungen
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in den Unternehmen Tarifverträge abschloss, die keine Arbeitszeitflexibilisierung erlaubten.



an Nichterwerbstätige durch die öffentliche Hand in eine Bereitstellung von Arbeitsmög-
lichkeiten und Anreize zur Arbeitsaufnahme umgewandelt werden können.

Der Druck zur Arbeitsaufnahme wurde auch durch die Kürzung von Transferansprüchen
erhöht. In Italien und Holland wurden Rentenansprüche für Personen unterhalb des Ren-
tenalters eingeschränkt. In beiden Ländern gab es eine zunehmende Belastung der Renten-
systeme durch ,jüngere’ Rentenempfänger (in den Niederlanden durch den stets steigenden
Anteil von Empfängern von Erwerbsunfähigkeitsrenten; in Italien durch Senioritätsrenten,
die jeder Arbeitnehmer nach 35 Jahren Beschäftigung erhalten konnte). Die Rentenrefor-
men 1993 in den Niederlanden und 1995 in Italien reduzierten sowohl Ansprüche als auch
Leistungen drastisch. In beiden Ländern wurden durch die hohen Renten- und Sozialausga-
ben die öffentlichen Haushalte stark belastet.

Zugleich wurden jedoch auch neue Arbeitsbeschaffungsprogramme für ausgegrenzte
Gruppen auf dem Arbeitsmarkt entwickelt. In Irland und den Niederlanden wurden Ar-
beitserfahrungsprogramme in der Form von Praktika für Langzeitarbeitslose eingeführt. In
den Niederlanden gab es zudem zielgruppenorientierte Programme wie etwa die Vereinba-
rung zur Schaffung von Arbeitsplätzen für ethnische Minderheiten im Jahr 1990. Zugleich
erhielten in Italien und Irland Unternehmen steuerliche Anreize zur Schaffung von Arbeits-
plätzen. Steuererleichterungen für Unternehmen in Italien sollten die Integration von jun-
gen Menschen (unter 32), von Langzeitarbeitslosen und Behinderten ins Erwerbsleben för-
dern. In Italien und in Portugal wurden Maßnahmen zur Verbesserung der Lehrlingsausbil-
dung ergriffen. In Portugal wurde ein individuelles Recht auf eine mindestens einjährige
Ausbildung für alle Jugendlichen geschaffen. Zudem wurde in Italien die allgemeine Schul-
pflicht verlängert.

3. Das Beschäftigungsproblem: Interdependente Politikfelder und verflochtene
Akteurskonstellationen

Warum Regierungen auf zentrale Vereinbarungen mit Tarifparteien zur Lösung des Be-
schäftigungsproblems zurückgreifen, kann man erklären, wenn man die Politikfelder und
Akteurskonstellationen in der Beschäftigungspolitik betrachtet. Die Fähigkeit nationaler
Regierungen, das Beschäftigungsproblem allein zu bearbeiten, ist in dreifacher Weise be-
schränkt. Die erste Beschränkung liegt in der Komplexität der Wirkungszusammenhänge
auf dem Arbeitsmarkt. Die Entwicklung der Beschäftigung hängt von einem Bündel unter-
schiedlicher Faktoren ab, von denen einige konjunkturell, andere strukturell bestimmt sind.
Die genaue Bewertung der einzelnen Faktoren für die Beschäftigungsentwicklung ist im
wissenschaftlichen Diskurs umstritten. Zu der wissenschaftlichen Kontroverse kommt hin-
zu, dass die Interpretation des Beschäftigungsproblems nicht verteilungsneutral ist. Die re-
lative Bedeutung konjunktureller und struktureller Faktoren und die damit verbundenen
Lösungsvorschläge betreffen verschiedene Gruppen in unterschiedlicher Weise. Sie ist in-
teressengebunden und daher auch im politischen Prozess kontrovers.

Die zweite Beschränkung der Handlungsfähigkeit nationaler Regierungen liegt in der In-
terdependenz verschiedener Politikfelder. Der Arbeitsmarkt wird von verschiedenen Poli-
tikfeldern beeinflusst, von denen die Fiskalpolitik, die Steuerpolitik, die Tarifpolitik und
die Sozialpolitik zu den bedeutendsten zählen. Diese verschiedenen Politikfelder haben un-
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terschiedliche Effekte auf das Beschäftigungsproblem, die sich gegenseitig unterstützen,
aber auch aufheben oder unterminieren können. Hinzu kommt, dass die maßgeblichen Ak-
teure in diesen wichtigen Politikfeldern in erster Linie andere Ziele als die Förderung der Be-
schäftigung verfolgen. Das für das Beschäftigungsproblem eigens geschaffene Politikfeld
Arbeitsmarktpolitik hat hingegen im Vergleich zu den vier erst genannten einen eher gerin-
gen Einfluss auf die Beschäftigungsentwicklung.

Die Interdependenz der einzelnen Politikfelder stellt hohe Anforderungen an die Koor-
dinierung von Reformen. Dabei macht das Erbe eines hohen Niveaus an funktioneller Inter-
dependenz von Beschäftigungs- und Wohlfahrtssystemen in den westlichen Nachkriegs-
ökonomien es auf der Ebene der politischen Steuerung noch schwieriger, diese an die neuen
Arbeitsmarkt- und Familienstrukturen anzupassen. Autonome Strukturveränderungen im
Beschäftigungssystem beeinflussen die Effizienz des Wohlfahrtssystems und umgekehrt
(Freeman 1995: 17). Unkoordinierte Reformen in ausdifferenzierten und zugleich interde-
pendenten Politikfeldern können sich konterkarieren. Zum Beispiel können Kürzungen
von Transferleistungen ohne eine Belebung des Arbeitsmarktes zu größerer Armut führen,
die wiederum von anderen sozialen Sicherungssystemen aufgefangen werden muss. Öffent-
lich geförderte Beschäftigungsprogramme können Arbeitsverhältnisse in privaten Unter-
nehmen verdrängen, oder zu Mitnahmeeffekten führen. Andere Formen der Subventionie-
rung von Familieneinkommen durch Einkommenssubventionen können zu Sozialhilfefal-
len mutieren, da sich die Arbeitsaufnahme nicht mehr lohnt.

Gleichzeitig können Reformen in einem Politikfeld nur schwer mit anderen Reformen
koordiniert werden, da in den einzelnen Politikfeldern sowohl unterschiedliche Akteurs-
konstellationen als auch unterschiedliche institutionelle Bedingungen im Entscheidungs-
prozess vorliegen. Dabei sind die wichtigsten Akteure in der Beschäftigungspolitik neben
den politischen Akteuren die Tarifparteien. In den meisten westeuropäischen Ländern sind
die Tarifparteien nicht nur an der zentralen Rolle der Lohn – und Arbeitsmarktgestaltung
über die Tarifpolitik beteiligt, sondern haben durch die Verwaltungsorgane der Sozialversi-
cherungsträger auch in der Sozialpolitik wesentliche Einflussmöglichkeiten und Vetorech-
te. In diesen unterschiedlichen Arenen haben sie wiederum unterschiedliche Funktionen zu
vertreten. Auf Grund der Unterschiede in den Formen der Entscheidungsfindung – the
structure of the game (Immergut 1992) – können auch die gleichen Akteure in verschiede-
nen Arenen verschiedene – manchmal auch konfligierende – Positionen einnehmen und
verfolgen.

Diese Unterschiede in Funktionen und Interessenlagen können dazu führen, dass Refor-
men in einem Politikfeld von einer bestimmten Interessenkonstellation blockiert werden,
die in anderen Feldern so nicht besteht. In Deutschland können die Gewerkschaften z.B.
Transferleistungen für Lohnersatz über die Bundesanstalt für Arbeit beeinflussen, nicht je-
doch Leistungen der Sozialhilfe. Oder die Tarifparteien können ein – aus ihrer Sicht – nach-
rangiges Politikfeld dafür benutzen, Erfolge in einem anderen zu erreichen.

Drittens sind staatliche Maßnahmen zur Beschäftigungsförderung dadurch einge-
schränkt, dass sich die einzelnen zentralen Politikfelder im Laufe der Zeit zunehmend sekto-
ral ausdifferenziert haben und innerhalb einzelner Regierungen unterschiedlichen Fachzu-
ständigkeiten unterliegen. Die Politikfelder an sich weisen wiederum eine hohe Varianz in
der Verschränkung zwischen staatlichen Akteuren und Verhandlungssystemen mit korpo-
rativen und kollektiven Akteuren auf. Wir wissen aus der Literatur über die (Rück-)Ent-
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wicklung der Wohlfahrtsstaaten (Retrenchment), dass der Rückzug des Wohlfahrtsstaates
anderen Regeln folgt als sein Ausbau. Paul Pierson argumentiert anhand der Beispiele der
USA und Großbritannien, dass Wohlfahrtsstaaten ihr eigenes Klientel produziert haben,
die es erfolgreich vermögen, bestimmte Anpassungsreformen an neue Beschäftigungsstruk-
turen zu verhindern (Pierson 1994).

Damit besteht das Dilemma einer staatlichen Beschäftigungspolitik darin, dass sich staat-
liche Handlungsmöglichkeiten in einer komplexen Verflechtung mit Formen horizontaler
Selbstregulierung durch korporative und kollektive Akteure in einer Reihe unterschiedli-
cher und sektoral ausdifferenzierter Politikfelder befinden, in denen der Staat nicht nur
sachlich sondern auch zeitlich koordiniert tätig werden müsste. Die Steuerungsinstrumente
sind zumindest in den Teilsystemen Tarifpolitik, Arbeitsmarktpolitik und soziale Sicherung
von komplexer Natur; die Akteurskonstellationen sind auf Grund der nationalspezifischen
Evolution kollektiver Akteure mehrfach verflochten, wobei die Tarifparteien in der Regel
sowohl in der staatsfreien Selbstregulierung in der Tarifpolitik wie auch in der Sozial- und
Arbeitsmarktverwaltung eine wichtige Rolle spielen.

Dieses vielfach verflochtene Zusammenwirken von Verhandlungssystemen und Ak-
teurskonstellationen in den verschiedenen Politikfeldern der Beschäftigungspolitik behin-
dert so die Möglichkeit des Staates, strukturelle Reformen in der Tarif- und Sozialpolitik au-
tonom durchzuführen. Die dadurch entstehenden institutionellen Blockaden allein erklä-
ren jedoch noch nicht den Rückgriff der Regierungen auf Konzertierung zur Lösung des Be-
schäftigungsproblems, sondern lediglich das Scheitern größerer Reformvorhaben in der Ta-
rif- und Sozialpolitik in der Vergangenheit.

Warum lassen sich die bestehenden Blockaden durch einen politischen Tausch zwischen
Regierungen und Tarifparteien auflösen? Warum lassen sich Tarifparteien, die nicht ge-
meinwohlgebunden sind, auf zentrale Verhandlungssysteme ein, deren Ziel es ist, sie zu-
mindest partiell von der Verfolgung ihrer Verbandsinteressen zu Gunsten des Gemeinwohls
abzubringen? Zudem werden im Rahmen sozialer Pakte sowohl regulative als auch distribu-
tive Fragen behandelt und scheinbar auch entschieden. Da man in der Regel davon ausge-
hen muss, dass auf Umverteilung zielende Maßnahmen in Verhandlungssystemen, die auf
freiwillige Zustimmung angewiesen sind, in der Regel nicht konsensfähig sind (Scharpf
1991a: 629), stellt sich auch die Frage, wie die Zustimmung zu solchen Verhandlungsergeb-
nissen gesichert werden kann.

Im Folgenden sollen zwei zentrale Bedingungen zur Herstellung konzertierter Entschei-
dungsfindungen zur Reform von Arbeitsmarkt- und Wohlfahrtssystemen herausgearbeitet
werden: die Herstellung von hierarchischen Verhandlungssystemen durch die Intervention
von Regierungen und die Neupositionierung der Gewerkschaften in einem stärker hierar-
chisch strukturierten Entscheidungssystem. Regierungen müssen bereit sein, die Federfüh-
rung in zuvor weitgehend selbstkoordinierten Politikfelder wieder zu übernehmen und Ge-
werkschaften müssen diese Federführung der Regierung zur Wiederherstellung der eigenen
Handlungsfähigkeit akzeptieren. Wo beides nicht der Fall ist, können Paktverhandlungen
entweder nicht zu Stande kommen, oder bereits geschlossene Pakte können für verbandli-
che Interessen instrumentalisiert werden.
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4. Die Rolle der Regierung: Herstellung von Hierarchie in der Beschäftigungspolitik

In vielen Bereichen selbstkoordinierter Verhandlungssysteme wird die Position und die
Verhandlungsstärke einzelner korporativer Akteure durch die Regelsetzung der Regierung
bestimmt (Scharpf 1993: 146). Regierungen haben eine Vielzahl von Einflussmöglichkei-
ten auf die Tarifvertragsparteien, ohne sich direkt mit ihnen an den Verhandlungstisch zu
setzen. Erstens kann der Staat über seine Möglichkeiten der steuerlichen und sozialpoliti-
schen Be- und Entlastung von Arbeitnehmern und Unternehmen die Tarifpolitik indirekt
beeinflussen. Dies gilt für die Steuerbelastung von Einkommen im allgemeinen, aber auch
insbesondere für die einkommensabhängigen Beitragsleistungen an die Systeme der sozialen
Sicherung. Diese liegen nicht im Entscheidungsbereich der Tarifparteien, beeinflussen je-
doch die Tarifpolitik insofern, als dass steigende Belastungen der Arbeitnehmereinkommen
zu steigenden Erwartungen an die Gehaltsentwicklung führen. Umgekehrt kann die steuer-
liche Entlastung von Arbeitnehmereinkommen und Unternehmen auch größere Spielräu-
me in der Gestaltung von Tarifforderung ermöglichen.

Zweitens kann der Staat die Tarifparteien auf Kosten der Sozialversicherungssysteme
entlasten. Zum Beispiel finden sich Allianzen der Tarifparteien bei der Nutzung der Sozial-
kassen bei den Regelungen des Vorruhestands. Der Vorruhestand wurde regelmäßig als ein
Instrument benutzt, das den Unternehmen die Umstrukturierung von Produktionsprozes-
sen erleichterte, wie auch den Gewerkschaften ihre Zustimmung zu Rationalisierung und
Modernisierung ermöglichte, in dem ältere Arbeitnehmer und Arbeitnehmer mit vermin-
derter Leistungsfähigkeit nicht von Entlassung bedroht wurden, sondern in den vorgezoge-
nen Ruhestand geschickt wurden. Solche gemeinsamen Strategien der Tarifparteien zur Ex-
ternalisierung (Oppen 1997) von Rationalisierungskosten, lassen sich eher dort finden, wo
die Tarifparteien in die Sozialverwaltung involviert sind.7 Da die Systeme der sozialen Si-
cherung, aus denen Vorruhestandsprogramme finanziert werden, der staatlichen Aufsicht
unterliegen, kann die Regierung die Verfügung über solche Fonds an Bedingungen knüp-
fen, bzw. ihre Nutzung durch die Tarifparteien entweder erleichtern oder erschweren.

Zudem kann der Staat durch die Rahmensetzung der Tarifvertragssysteme das relative
Machtgleichgewicht zwischen den Tarifparteien durch die Änderung der Rahmenbedin-
gungen modifizieren. Zum Beispiel dienen alle Standards der sozialen Sicherung wie auch
die materiellen Regulierungen des Arbeitsrechts als ein Mindeststandard von Rechten der
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7 Externalisierungsstrategien finden ihre Grenzen dort, wo die Mitglieder der Verbände die Kos-
ten der Externalisierung selbst wieder tragen müssen. Dies ist regelmäßig durch die steigenden
Lohnnebenkosten der Fall. Allerdings sind Nutzen und Kosten von Vorruhestandsregelungen
ungleich verteilt. Der Nutzen für einzelne Unternehmen übersteigt durchaus die anfallenden
Kosten steigender Lohnnebenkosten. Dies gilt insbesondere dann, wenn die Unternehmen
groß und bürokratisch organisiert waren und zugleich einem hohen Rationalisierungsdruck
ausgesetzt waren, wie viele der großen Unternehmen der verarbeitenden Industrie der Achtzi-
gerjahre. Diese Unternehmen hatten zudem ein größeres Problem mit ihrer alternden Beleg-
schaft. Zudem spielt hier auch der Zeithorizont eine wesentliche Rolle: Während der positive
Effekt der Vorruhestandsregelung sofort im Unternehmen zu spüren ist, so stellen sich die
Kosten höherer Lohnnebenkosten erst langsam und mit einer beträchtlichen Verzögerung ein.
Man kann auch unterstellen, dass zu Beginn der Vorruhestandsregelung keiner der Akteure
voraussehen konnte, in welchem Umfang diese tatsächlich genutzt werden würden. Der Effekt
der Externalisierung wurde so auch erst dann sichtbar, als das Instrument von vielen in An-
spruch genommen wurde.



Arbeitnehmer. Für die Tarifparteien stellt die rechtliche Mindestabsicherung der Arbeit-
nehmer die Machtposition des jeweiligen Verbandes in Tarifverhandlungen dar. Änderun-
gen im Arbeitsrecht wie auch in den Leistungen der Systeme sozialer Sicherung haben direk-
te Implikationen für die Tarifparteien, in dem sie entweder die eine oder andere Tarifpartei
direkt beeinflussen – wie etwa in Deutschland bei der Änderung des Paragraph 116 Arbeits-
förderungsgesetz 1984, der Leistungen für vom Streik betroffene Arbeitnehmer vorsah
– oder Tarifverhandlungen mit neuen Gegenständen konfrontieren – wie bei der Abschaf-
fung der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall im Jahr 1996. Eine Rücknahme arbeitsrechtli-
cher Standards beeinflusst daher die Verhandlungsposition der Gewerkschaften negativ,
während ein Ausbau derselben ihre Position positiv berührt. Für die Arbeitgeber gilt dies
umgekehrt. Mit der Androhung der einseitigen Benachteiligung einer Seite kann der Staat
ein Drohpotenzial aufbauen und so eine widerspenstige Seite der Tarifparteien an den Ver-
handlungstisch zwingen.

Bei der Verhandlung sozialer Pakte nutzen Regierungen ihre Möglichkeit, in das Ver-
hältnis zwischen den Tarifparteien zu intervenieren, um durch die (Wieder-)Herstellung ei-
nes hierarchischen Verhandlungssystems die Gemeinwohlorientierung der verhandelten
Entscheidungen zu stärken. Der ,Schatten der Hierarchie’ (Scharpf 1993: 145) dient damit
nicht nur Wiedererlangung der Federführung der Politik in bereits verselbstständigten
selbstkoordinierten Verhandlungssystemen, sondern auch der Repräsentation bestimmter
gemeinwohlorientierter Positionen. Dabei ist die Herstellung von Hierarchie durch Regie-
rungshandeln entscheidend, nicht jedoch notwendigerweise die Intervention oder der mas-
sive Druck auf die Tarifparteien an sich, wie die folgenden Beispiele zeigen.8

In einigen Ländern entstanden soziale Pakte erst durch die Drohung der Intervention
durch den Staat. In den Niederlanden ließ die Regierung keinen Zweifel daran, dass sie in
das Tarifsystem eingreifen würden, wenn sich die Tarifparteien nicht bewegen (Visser/He-
merijck 1997: 147). Erst unter einer massiven Drohung der Regierung Lubbers bewegten
sich Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände, die in den späten siebziger und frühen Acht-
zigerjahren Erfahrungen mit Regierungsinterventionen in die Tarifpolitik gemacht hatten,
aufeinander zu. Im Schatten einer Interventionsdrohung waren sie selbst – ohne die mode-
rierende Rolle der Regierung – in der Lage das Abkommen von Wassenaar auszuhandeln.

Entscheidend war dabei auch der hohe Druck, unter dem sich die Regierungen befanden.
In den Niederlanden erwuchs der hohe politische Druck aus dem Scheitern der großen Ko-
alition, die nach den Wahlen 1981 gebildet worden war und bereits nach einem Jahr durch
die Mitte-Rechts Koalition unter Lubbers ersetzt wurde. In Italien fiel die Vereinbarung zur
Abschaffung der Lohnindexierung mit dem Kollaps des politischen Systems zusammen,
dem mehrere so genannte ,technokratische’ Regierungen (Ciampi, Dini) folgten, die an po-
litischer Legitimation durch Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden suchten. Unter
politischen und ökonomischen Krisenbedingungen lassen sich Legitimationsverluste der
Verbände leichter für Konzertierungen mobilisieren.

Der belgische Fall zeigt jedoch, dass die Herstellung von Hierarchie durch die Interven-
tionsdrohung der Regierung keine hinreichende Bedingung für den erfolgreichen Abschluss
von sozialen Pakten ist. In Belgien hatte die Interventionsdrohung der Regierung den ge-
genteiligen Effekt. Der wiederholte Eingriff der belgischen Regierung in die Tarifpolitik hat

Bündnisse für Arbeit: Nationale Handlungsfähigkeit im europäischen Regimewettbewerb 511

8 Regini (1999), van Wijnbergen (1999) und Visser (1998) schreiben der Interventionsdrohung
der Regierung die Rolle einer notwendigen Bedingung zu.



dazu geführt, dass die Verbände sich aus ihrer Regulierungsfunktion eher zurückzogen und
nicht bereit waren, die Verantwortung für dreiseitige Vereinbarungen zu übernehmen. Sie
gingen berechtigterweise davon aus, dass die Regierung ihre Vorstellungen auch ohne die
Mitarbeit der Verbände durchsetzen würde. Nach dem Scheitern der Paktverhandlungen
hat die Regierung ein Gesetz zur „Förderung von Beschäftigung und Sicherung der Wettbe-
werbsfähigkeit“ tatsächlich umgesetzt. Dieses Gesetz enthält die Regulierungen, gegen die
sich die Gewerkschaften zuvor vehement gewehrt hatten, nämlich eine Koppelung belgi-
scher Lohnerhöhungen an die Lohnentwicklung der drei wichtigsten Handelspartner (Vil-
rokx 1998). Nach der gesetzlichen Intervention in die Tarifpolitik konnten die Tarifpartei-
en anschließend nur noch einen intersektoralen Tarifvertrag abschließen, der ihnen von der
Regierung weitgehend vorgegeben war. Wenn hierarchisches Regierungshandeln die Me-
chanismen der Selbstkoordinierung regelmäßig außer Kraft setzt, dann können die korpora-
tiven Akteure von der Regulierung der Regierung profitieren, ohne die Verantwortung
übernehmen zu müssen. Für sie gibt es keinen Anreiz zur Änderung ihrer nicht-koopera-
tiven Haltung.

Die Interventionsmöglichkeit der Regierung ist zudem auch keine notwendige Bedin-
gung, wenn die Verbände die Gefahr ihrer Marginalisierung antizipieren und bereits früh-
zeitig Gegenstrategien entwickeln. Dies kann man in Irland und Portugal beobachten: Hier
ging die Initiative zur Vereinbarung eines Beschäftigungspakts von den Gewerkschaften
aus, die eigenständig versuchten, auf die nationale Wirtschafts- und Sozialpolitik Einfluss zu
nehmen. Der irische Gewerkschaftsbund ICTU bot der Regierung Mitte der Achtzigerjahre
die Verhandlung eines 10-Jahresplans an (Aust 1999). Ein gemeinsamer Strategiebericht
des Nationalen Wirtschafts- und Sozialrat (NESC) über die tiefe Krise der irischen Wirt-
schaft führte Mitte der Achtzigerjahre zu einer Initiative der irischen Gewerkschaften, die
der Regierung ihren eigenen Plan zur Rettung der irischen Volkswirtschaft vorlegten (Visser
1998). Dieser Vorschlag wurde zunächst von der sozialliberalen Regierung abgelehnt und
erst der Regierungswechsel zu Fianna Fail im Jahr 1987 führte zu dem angestrebten Bünd-
nis. Die Regierung unter Charles Haughey suchte zunächst den Konsens mit den Gewerk-
schaften, den sie dann den Arbeitgebern und den Bauernverbänden geradezu aufzwang. In
ähnlicher Weise haben in Portugal die Gewerkschaften UGT und CGTP bereits in den frü-
hen Neunzigerjahren eigene Pläne mit Vorschlägen zur ,Modernisierung Portugals’ vorge-
legt, die später die Grundlage für den portugiesischen Beschäftigungspakt bildeten. In die-
sen Fällen haben die Arbeitnehmerorganisationen den Regierungen explizit angetragen,
dreiseitige Verhandlungen aufzunehmen, um die staatliche Steuerung bei der Überwindung
der Beschäftigungskrise zu verstärken und die glaubhafte Alternative einer drohenden poli-
tischen Marginalisierung der Verbände abzuwenden.

5. Wie Gewerkschaften ihre neue Position in der Beschäftigungspolitik verarbeiten

Grundsätzlich kann man nicht davon ausgehen, dass die Lösung des Beschäftigungspro-
blems Bestandteil der Interessenpolitik der Tarifparteien ist, zumindest nicht insoweit wie
die vorgeschlagenen Instrumente ihren traditionellen Interessendefinitionen widerspre-
chen. Die Gewerkschaften haben in der Frage der Bekämpfung von Arbeitslosigkeit tradi-
tionell nur Lösungsinstrumente unterstützt, die sowieso den Interessen ihrer Kernmitglied-
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schaft entsprachen: kollektive Arbeitszeitverkürzungen und eine nachfrageorientierte Wirt-
schaftspolitik, die mit Lohnsteigerungen einher ging. Die Gewerkschaften sind die poten-
ziellen Verlierer der Reformpolitik sozialer Pakte: „Reducing the rate of growth of real wa-
ges, weakening employment protection, or cutting sickness and disability benefits are to the
disadvantage of the insiders on the labor market (the majority of union members) with the
stated aim of improving the chances of those (usually non-unionized) at the fringes of the la-
bor market“ (van Wijnbergen 1999: 12).

Allerdings entwickeln die Tarifparteien dann ein größeres Eigeninteresse an der Lösung
des Beschäftigungsproblems, wenn die Nichtbehandlung des Problems den eigenen Ver-
band in Frage zu stellen droht. Dies kann auf mehreren Weisen geschehen: zum Beispiel da-
durch, dass die hohe Arbeitslosigkeit die Tarifpolitik erschwert, in dem sie die Machtposi-
tionen verschiebt. Für Arbeitgeberverbände kann dies auch zum Problem werden, wenn
Unternehmen zunehmend ihre eigene Tarifpolitik gegen die Interessen des Verbands be-
treiben. Arbeitslosigkeit kann auch dann ein Problem für die Verbände werden, wenn die
gesellschaftliche Legitimation der Tarifpolitik sinkt, z.B. mit der zunehmenden Kritik an
Arbeitsmarktkartellen und Insider-Outsider Problemen. Aber auch wenn die bestehenden
Blockaden von ihnen selbst als hinderlich erkannt werden, sind die traditionellen Positio-
nen, die sich auf die Befriedigung der Kernmitgliedschaft stützt, in der Regel die anerkann-
ten und damit kurzfristig sinnvolleren.

Unter welchen Voraussetzungen wechseln Verbände ihre Strategien? Gewerkschaften
werden dann ihre Position wechseln, wenn sie befürchten müssen, ansonsten politisch mar-
ginalisiert zu werden. Diese Gefahr der Marginalisierung kann mit Mitgliederschwäche ein-
hergehen, muss jedoch nicht. Es lässt sich kein direkter Zusammenhang zwischen Mitglie-
derverlusten der Gewerkschaften und sozialen Pakten herstellen. Die Drohung der Margi-
nalisierung kann auch von der Interventionsdrohung der Regierung ausgehen. Allerdings
genügt die entschlossene Haltung der Regierung nicht, wie oben deutlich wurde. Wenn die
Interventionsdrohung der Regierung von den Gewerkschaften nicht als ein empfindliches
Übel empfunden wird, brauchen sie sich auf Paktverhandlungen nicht einzulassen. So lange
Gewerkschaften davon ausgehen können, über ihre Funktionen in der Tarifpolitik und be-
trieblichen Interessenvertretung auch langfristig in ihrer Organisation stabil bleiben zu kön-
nen, können die in einem sozialen Pakt angelegten Nachteile die Vorteile überwiegen und
die Gewerkschaft wird sich nicht ernsthaft an einem solchen Tausch beteiligen. Der deut-
sche Fall zeigt zudem, dass soziale Pakte besonders schwer zu verhandeln sind, wenn erstens
die Regierung nur wenig Drohpotenzial besitzt und zweitens die Verbände sich auf Grund
ihrer starken institutionellen Verankerung weitgehend von dem Druck des Arbeitsmarktes
isolieren können (Ebbinghaus und Hassel 2000).

Wenn sich Gewerkschaften auf soziale Pakte einlassen, dann lassen sich die klassischen
innerorganisatorischen Verarbeitungsmechanismen von Verbänden beobachten, die im
Zuge der Stärkung ihrer politischen Kompromissfähigkeit Mitgliederinteressen neu inter-
pretiert:9 Im politischen Tausch bringt die Gewerkschaftsseite ihre Zustimmung zu politi-
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9 Das folgende Argument basiert auf den Ausführungen von Alessandro Pizzorno über den poli-
tischen Tausch und kollektive Identitäten. Pizzorno nutzt den Zusammenhang, um zu erklä-
ren, unter welchen Bedingungen Gewerkschaften bestehende Formen des politischen Tauschs
auf Grund veränderter kollektiver Identitäten nicht mehr aufrecht erhalten können. Meines
Erachtens lassen sich diese Beobachtungen auf die Entstehungsbedingungen eines neuen politi-



schen Reformvorhaben ein. Sie muss dabei im Interesse ihrer Kompromissfähigkeit in poli-
tischen Verhandlungen von den unmittelbaren Mitgliederinteressen an Lohnzuwächsen
und sozialer Sicherung abstrahieren. Daraus folgen zwei wesentliche strategische Optionen:
Erstens kann eine Gewerkschaft im politischen Tausch eher als im reinen Tarifgeschäft,
langfristige Ziele auf Kosten von kurzfristigen verfolgen. Zweitens erhält sie im politischen
Tausch eine politische Gestaltungsmöglichkeit im Unterschied zu einer direkten Bedürfnis-
befriedigung ihrer Mitglieder.10 Die Unterscheidung zwischen kurz- und langfristigen Zie-
len wie auch zwischen direkten Mitgliederbedürfnissen und politischer Gestaltungsmög-
lichkeit sind symmetrisch verteilt. Je mehr sich die Organisation in ein politisches Geschäft
mit der Regierung begibt, desto langfristiger wird ihre Zielsetzung sein wird (wie z.B. die
Lohnzurückhaltung). Verfügt sie dazu noch über eine relatives Interessenvertretungsmono-
pol, so wächst ihre Fähigkeit die möglichen Interessen ihrer Mitglieder in ihrem – langfristig
strategischen – Interesse zu formulieren und zu re-interpretieren (Pizzorno 1978: 279ff.).
Vor diesem Hintergrund basiert der in sozialen Pakten angelegte politische Tausch darauf,
dass die Gewerkschaftsseite die Interessen ihrer Mitgliedschaft neu definiert, um eine kurz-
fristige bedürfnisorientierte Interessenpolitik in eine langfristige organisationsorientierte
Interessenpolitik zu übertragen. Dabei können Gewerkschaften auf bestehende Interessen-
divergenzen innerhalb ihrer Mitgliedschaft zurückgreifen.

Auch innerhalb der Gewerkschaften sind die Gruppen der Nutznießer und Kostenträger
von Regulierungen des Sozialstaates und des Arbeitsmarktes nicht deckungsgleich. Zum
Beispiel ist eine prinzipielle Konfliktlinie innerhalb der Verbände das Verhältnis von Sozial-
und Tarifpolitik im Hinblick auf die Bereitstellung und Finanzierung sozialstaatlicher
Dienstleistungen. Ein beträchtlicher Bestandteil sozialstaatlicher Leistungen resultiert in
Beschäftigungsverhältnissen in der Sozialverwaltung und im Bereich sozialer Dienstleistun-
gen. Die Sozialverwaltung wie auch soziale Dienstleistungen sind ein zunehmend großer
und wachsender Bestandteil öffentlich finanzierter Beschäftigung und damit sowohl Teil
der Lösung wie auch ein Teil des Problems. Als Teil der Lösung bieten sie Beschäftigungs-
möglichkeiten im Dienstleistungssektor, als Teil des Problems stellen sie einen nicht unbe-
trächtlichen Kostenfaktor dar. Die Interessenlagen von Gewerkschaften sind daher im Be-
zug auf soziale Dienstleistungen gespalten: Je nach Fachzuständigkeit innerhalb der Ge-
werkschaften gilt Beschäftigung in sozialen Dienstleistungen überwiegend als Kostenfaktor
oder als Beschäftigungschance. Auf der einen Seite müssen Gewerkschaften die Beschäftig-
teninteressen der öffentlich Beschäftigten als wachsende Mitgliedergruppe im Blick haben.
Sie müssen sich zumindest für den Status Quo in der Bereitstellung von sozialen Dienstleis-
tungen einsetzen. Auf der anderen Seite werden auch Gewerkschaften durch die zunehmen-
den finanziellen Belastungen von Lohnnebenkosten beeinträchtigt. Insbesondere in wettbe-
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schen Tauschs übertragen (Pizzorno 1978). Siehe ganz analog dazu die Rolle der Verbände als
Private Interest Governments bei Streeck und Schmitter (Streeck und Schmitter 1985).

10 Im Unterschied zu Pizzorno könnte man auch annehmen, dass es im langfristigen Interesse der
Arbeitnehmer selbst ist, an einem politischen Tausch teilzunehmen, selbst wenn dadurch kurz-
fristige Lohninteressen nicht direkt befriedigt werden. Voraussetzung dafür ist, dass die Regie-
rung den Interessen der Gewerkschaften entgegen kommt: zum einen als ,Kompensator’, in-
dem sie Gewerkschaften für ihre Opfer entschädigt. Zum anderen als ,Garant’, indem sie si-
cher stellt, dass die Beschäftigten an der zukünftigen wirtschaftlichen Entwicklung auch parti-
zipieren (Lange 1984; Alvarez, Garrett, Lange 1991).



werbsorientierten Sektoren müssen auch Gewerkschaften prinzipiell ein Interesse an der Re-
duzierung von Kosten im sozialen Dienstleistungssektor haben.

Neue Konfliktlinien zwischen geschützten Sektoren im öffentlichen Dienst und wettbe-
werbsorientierten Sektoren zeigen sich am deutlichsten in Ländern mit einem ausgedehnten
Beschäftigungsanteil in sozialen Dienstleistungen. Hier finden sich Interessenkonflikte in-
nerhalb der Gewerkschaften, die quer zu traditionellen Interessenpositionen liegen. Die zu-
nehmende Zentralisierung der Tarifpolitik in Schweden in den Siebzigerjahren wurde zum
Beispiel darauf zurückführt, dass beide Tarifparteien in den wettbewerbsorientierten Sekto-
ren versuchten, die Ausgaben für den öffentlichen Sektor zu kontrollieren (Swenson 1992;
Clayton und Pontusson 1998). Man kann daher grundsätzlich nicht erwarten, dass Tarif-
parteien einheitliche Positionen im Bezug auf die Finanzierung von sozialen Dienstleistun-
gen verfolgen, sondern dass es innerhalb der Verbände konfligierende Interessen in Bezug
auf die Reform bestehender Sozial- und Tarifsysteme gibt.

Die durch die Federführung der Regierung wiederhergestellte Zentralisierung der Ent-
scheidungsfindung ermöglicht zudem solche Neupositionierungen, da hier die Verbände zu
einer kohärenten Position finden müssen. Oftmals sind unterschiedliche Vertreter der glei-
chen Organisationen in den Selbstverwaltungsgremien der Arbeits- und Sozialverwaltung
und in der Tarifpolitik vertreten. Auf Grund der funktionellen Zuordnung dieser Vertreter
zu den entsprechenden Politikbereichen (Arbeitsmarkt-, Sozial- und Tarifpolitik) entwi-
ckeln sie für dieses Politikfeld spezifische Positionen, die regelmäßig auch klassenübergrei-
fend angelegt sind. Diese können in einem latenten Widerspruchsverhältnis zu den Positio-
nen ihres Verbands in anderen Politikfeldern stehen. Die Überschneidung von Akteuren
der gleichen Verbände in verschiedenen Verhandlungssystemen eröffnet den politischen
Akteuren innerhalb zentralisierter Formen der Konzertierung die Möglichkeit, Verbändein-
teressen und -positionen einander gegenüberzustellen und über widersprüchliche Konflikt-
linien zwischen Verbänden und innerhalb der Verbände neue gemeinsame Handlungsspiel-
räume zu schaffen. Durch die Rückverlagerung einzelner sozial- und tarifpolitischer The-
men auf die Ebene der Spitzenvertreter der Verbände müssen verbandsinterne Meinungs-
verschiedenheiten gelöst und neue Positionen geschaffen werden.

Empirisch betrachtet wird deutlich, dass solche Neupositionierungen nach einer Inter-
ventionsdrohung der Regierung abrupt erfolgen und scheinbar nicht langfristig vorbereitet
werden. In den Niederlanden verfolgten die Gewerkschaften in den Jahren vor Wassenaar
(1982) eine konfliktreiche Strategie der Arbeitszeitverkürzung, die sich an die Vorgaben des
Europäischen Gewerkschaftsbunds anlehnten. Dies wurde von Arbeitgebern als Element
zur Lösung arbeitsmarktpolitischer Probleme kategorisch abgelehnt. In Italien fand kurz vor
dem Abkommen von 1992 noch ein Generalstreik der Gewerkschaften gegen die Abschaf-
fung der Lohnindexierung statt. Am Tag nach der Unterzeichnung der Vereinbarung bot
Bruno Trentin, der damalige Vorsitzende der CGIL, seiner Organisation den Rücktritt an.
Diese rapiden Positionswechsel lassen vermuten, dass Gewerkschaften über ein flexibles Re-
pertoire an Rhetorik über beschäftigungspolitische Zusammenhänge verfügen, das auch
kurzfristig mobilisiert werden kann.11
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11 Natürlich wissen auch Gewerkschaftsführer, dass zwischen Löhnen und Beschäftigungsmög-
lichkeiten ein Trade-Off besteht, über den sie im wesentlichen in Tarifverhandlungen bestim-
men. Auch die deutschen Gewerkschaften konnten die einzelnen Bestandteile wahlweise rheto-
risch einsetzen, indem sie zunächst bei der Zwickel-Initiative von 1995 Lohnzurückhaltung im



6. Gemeinwohlorientierung und die Instrumentalisierung von Kooperation

Eine Vereinbarung zwischen Regierung und Verbänden muss nicht automatisch gemein-
wohlorientiert sein.12 Regierungen können Vereinbarungen schließen, um ihre eigene Legi-
timation zu verbessern, ohne mit dieser Vereinbarung der Problemlösung näher zu kom-
men. Verbände können Vereinbarungen mit der Regierung nutzen, um den Interessen ihrer
Mitglieder zu dienen, ohne dass man der Problemlösung näher kommt. So es lassen sich Sze-
narien entwickeln, in denen Regierung und Tarifparteien Lösungen vereinbaren, deren Ef-
fekt eine zeitweilige Reduzierung der Arbeitslosenzahlen ist, die das Beschäftigungsproblem
jedoch langfristig verstärken (Berthold/Hank 1999).13 Daher stellt sich die Frage, wie die
Gemeinwohlorientierung solcher Vereinbarungen gesichert werden kann.

Hier lassen sich zwei Bedingungen zur Wahrung von Gemeinwohlinteressen feststellen.
Erstens gilt auch hier, dass die Zentralisierung der Entscheidungsfindung dazu beiträgt, dass
negative Externalitäten einzelner Entscheidungen von allen Beteiligten internalisiert wer-
den. Da in den Vereinbarungen Tauschgeschäfte zwischen den wesentlichen Akteuren auf
dem Arbeitsmarkt über die Behandlung des Beschäftigungsproblems verabredet werden,
kann man davon ausgehen, dass die Umsetzung dieser Entscheidungen alle Gruppen in ei-
nem ähnlichen Maße trifft. Dafür ist jedoch zweitens die Beteiligung aller wesentlichen Ta-
rifparteien an den Vereinbarungen notwendig. Nur durch die gleichberechtigte Beteiligung
aller wesentlichen Akteure lässt sich verhindern, dass Vereinbarungen einseitig zu Lasten
von entweder Steuerzahlern, Arbeitnehmern oder Unternehmen durchgesetzt werden kön-
nen.

Damit ist die Gefahr der Instrumentalisierung sozialer Pakte für einseitige verbandliche
Interessen dort am größten, wo entweder nicht alle Gruppen durch Verbände vertreten wer-
den oder wichtige Arbeitsmarktakteure nicht am Verhandlungstisch sitzen. Im ersten Fall
können dies entweder nicht organisierbare Interessen sein (zukünftige Generation) oder
aber Interessen betreffen, die sich nicht in der Mitgliedschaft der Verbände widerspiegeln
(z.B. junge Arbeitnehmer in den Gewerkschaften). In beiden Varianten steigt die Anforde-
rung an die Regierung, als Fürsprecherin für die schlecht organisationsfähigen allgemeinen
Interessen aufzutreten (Mayntz 1992).

Im zweiten Fall sind dreiseitige Vereinbarungen von Beginn an, und auch im weiteren
Verlauf, größeren Risiken des Scheiterns ausgesetzt. Zum Beispiel haben in Portugal zwar
beide großen Gewerkschaften, die CGTP und die UGT, ihre eigenen Vorschläge zur Mo-
dernisierung Portugals vorgelegt. Der Strategische Pakt wurde 1997 jedoch nur zwischen
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Tausch mit Beschäftigungszusagen anboten, drei Jahre später deutliche Lohnzuwächse mit der
mangelnden Binnennachfrage begründeten. Im Rahmen der Diskussion über die ,Rente ab 60’
schwenkt nun die Gewerkschaftsführung wieder auf die Linie der langfristigen Lohnzurückhal-
tung im Interesse der Beschäftigungsförderung ein. Im Interesse der Mobilisierung ihrer Mit-
gliedschaft im Verlauf von Lohnverhandlungen ist es allerdings für die Gewerkschaftsseite we-
sentlich, daß Lohninteressen nicht im Widerspruch zu Beschäftigungsinteressen erscheinen.

12 Unter Gemeinwohlorientierung sei mit dem ,Kaldor-Kritierum’ die Verfolgung derjenigen
Maßnahmen zur Problemlösung verstanden, in denen der Nutzen der Begünstigten die Kosten
der Benachteiligten übersteigt (Scharpf 1991b: 15). Da es sich um objektiv sinnvolle Maßnah-
men im Hinblick auf das zu lösende Problem handeln muss, kann damit auch die Auswahl
möglicher Reformen und Instrumente einer Gemeinwohlprüfung unterzogen werden.

13 Siehe die Möglichkeiten der Externalisierung von Rationalisierungskosten der Tarifparteien in
Fußnote 7.



der Regierung, den Arbeitgebern und der kleineren, aber regierungsnäheren Gewerkschaft
UGT abgeschlossen, die nur etwa ein Viertel der portugiesischen Gewerkschaftsmitglieder
vertritt. Die ehemals kommunistische Gewerkschaft CGTP hat sowohl den Pakt als auch
seine Umsetzung boykottiert. Sie hat weder das Abkommen von 1990 noch das von 1996
unterschrieben. Sie ist daher auch nicht Mitglied des Überwachungsausschuss.

Damit fehlt der Vereinbarung von Beginn an die notwendige Unterstützung der Mehr-
heitsfraktion der Gewerkschaften. Die sozialistische Regierung hat zudem versucht, die tra-
ditionell ihr nahe stehende UGT zu stützen.14 Die intergewerkschaftliche Rivalität belastet
den Sozialpakt auch dadurch, dass sich die CGTP nicht an die vereinbarten Leitlinien halten
muss und sich daher auf Kosten der in dem Pakt festgeschriebenen Reformelemente profi-
lieren kann (Barreto und Naumann 1998: 421). Da dies zumeist auf Kosten der Arbeitge-
berseite erfolgt, ist das Interesse der Arbeitgeber an dem Strategischen Pakt wieder deutlich
abgekühlt. Dies hat wiederum Rückwirkungen auf die Ernsthaftigkeit der Regierung bei der
Umsetzung ihrer Reformversprechen.

Im Fall Portugals basiert der Sozialpakt daher eher auf einer Allianz zwischen der sozialis-
tischen Regierung und der ihr nahe stehenden Gewerkschaft. Beide Seiten nutzten den Pakt
dafür ihre eigene Legitimation zu stärken. Die UGT konnte ihre tatsächliche Schwäche in
den einzelnen Branchen durch ein konzertiertes Vorgehen überspielen, während die Regie-
rung von den Tarifparteien unterstützte Reformvorhaben in den Pakt aufnahm. Die Arbeit-
geber unterstützten den Pakt, um ihre Position gegenüber der radikaleren CGTP zu stärken.
Die gut 300 Einzelmaßnahmen umfassende Vereinbarung ist dabei für alle Beteiligten in je-
der Hinsicht benutzbar, dient jedoch kaum der Verabredung einer ernsthaften Reformstra-
tegie auf dem Arbeitsmarkt. Die im Pakt vorgesehene Umsetzungskommission ist faktisch
nicht arbeitsfähig. Gleichzeitig hat die Regierung begonnen direkte Gespräche mit den Ta-
rifparteien zu führen, um wieder in Kontakt mit der CGTP zu kommen.

Die Bedeutung eines gemeinsamen Vorgehens der Tarifparteien für die Etablierung von
Kooperationsbeziehungen zeigt sich auch am Kontrast des portugiesischen Falls mit der Si-
tuation in Italien. Die Bemühungen um die Einheit der drei großen italienischen Gewerk-
schaftsbünde in den Neunzigerjahren sind der Erkenntnis geschuldet, dass eine größere
Handlungsfähigkeit der Gewerkschaften innerhalb tripartistischer Absprachen nur durch
eine größere Zusammenarbeit zwischen den Gewerkschaftsbünden erreichbar ist.15
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14 Die UGT war mit über 3 Millionen US $ verschuldet, die sie mit Hilfe einer Regierungsbürg-
schaft bei einer staatlichen Bank umschulden konnte. Diese indirekte Unterstützung war je-
doch insofern kontraproduktiv, als dass die zeitliche Nähe zwischen der Umschuldung und
dem Abschluss des Strategischen Pakts von der Öffentlichkeit als politische Vorteilsnahme in-
terpretiert wurde. Der Strategische Pakt war daher politisch bereits diskreditiert, bevor er be-
gann. Eine besonders unangenehme Komponente der Transaktion für die Regierung war die
weit bekannte Tatsache, dass sich die finanziellen Probleme der UGT auf Unregelmäßigkeit
und Korruptionsvorwürfe zurückgeführt werden müssen, die dazu geführt hatten, dass die
EU-Kommission alle weiteren Zahlungen für Aktivitäten der UGT im Bereich der beruflichen
Bildung eingefroren hatte (Barreto und Naumann 1998).

15 Ähnliche Kooperationsbestrebungen zwischen den traditionell verfeindeten Gewerkschaftsbün-
den CCOO und UGT kann man auch bei den spanischen Gewerkschaften im Kontext der
Paktbemühungen seit 1994 beobachten (Perez 1999: 26).



7. Die Folgen: Wiedererlangung nationaler Handlungsfähigkeit

Allerdings haben die beteiligten Parteien auch nach Abschluss dreiseitiger Vereinbarungen
noch immer das Problem, dass ihr eigenes Interesse an der Lösung des Beschäftigungspro-
blems von der anderen Seite für ihre Zwecke missbraucht werden kann. Z.B. kann Lohnzu-
rückhaltung der Gewerkschaften als Mittel der Beschäftigungspolitik von den Unterneh-
men in Anspruch genommen werden, ohne dass Beschäftigung wirklich entsteht. Die Ak-
teure, insbesondere die Regierung und die Gewerkschaften, profitieren erst dann von dem
Pakt, wenn er Resultate zeigt. Das anvisierte Beschäftigungswachstum durch institutionelle
Reformen ist allerdings ein langfristiger Prozess, der kaum zu kurzfristigen Erfolgen führt.
Zudem werden nicht alle Reformprojekte gleichzeitig angegangen und wesentliche Reform-
schritte kommen erst nach einigen Jahren auf den Verhandlungstisch, wenn die Geduld der
einzelnen Verbände bereits erschöpft ist.

Die Asymmetrie zwischen den Vorleistungen der Gewerkschaften und der unbestimm-
ten Hoffnung auf ein dadurch induziertes Beschäftigungswachstum führte dementspre-
chend zu mehr Konflikten und Unzufriedenheit auf der Gewerkschaftsseite als bei den an-
deren Teilnehmern sozialer Pakte. Auch nach dem Abschluss von Sozialen Pakten gab es Ar-
beitskämpfe und größere Proteste gegen weiterführende Reformen. Die Vereinbarungen
führten somit nicht zu einem automatischen Einverständnis der Gewerkschaften gegenüber
allen sozialpolitischen Reformvorhaben der Regierung. In den Niederlanden konnten z.B.
die Kürzungen der Ansprüche der Erwerbsunfähigkeitsrente 1993 nur unter massivem Pro-
test der Gewerkschaften und unter erneuter Interventionsdrohung der Regierung vorge-
nommen werden. In Italien hat sich die Stimmung der Tarifparteien 1996/97 im Vergleich
zu den Jahren 1993 bis 1995 deutlich verschlechtert.

Aus diesen Gründen besteht insbesondere nach Ablauf einer Schonfrist von einigen Jah-
ren das Problem, dass die Vereinbarungen zwischen den Beteiligten auf eine andere – insti-
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Tabelle 2: Gemeinsame Institutionen der Tarifparteien

Länder Institutionen Zusammensetzung Funktion

Irland National Economic and Social
Council

Arbeitgeber, Gewerkschaften
und Regierung

Konsultation

Employer-Labour
Conference (1970)

Arbeitgeber, Gewerkschaften
und Regierung

Lohnverhandlungen

Labour Court Arbeitgeber und
Gewerkschaften

Schlichtung

Joint Labour Committees Arbeitgeber und
Gewerkschaften

handeln
Mindestlöhne aus

Niederlande Stichting van de Arbeid
(1945)

Arbeitgeber und
Gewerkschaften

Beratungsorgan

Sociaal-Ekonomische Raad
(1950)

Arbeitgeber, Gewerkschaften
und Regierung

Beratung,
Gutachter

Italien Consiglio Nazionale dell’ Eco-
nomia e del Lavoro (CNEL)
Nationaler Wirtschafts- und
Arbeitsrat

Arbeitgeber,
Gewerkschaften und
Regierung

Forschung,
Information,
Beratung



tutionelle – Art stabilisiert werden müssen. In den meisten Ländern lassen sich institutionel-
le Stabilisierungen der Verbände auch direkt auf die Sozialpakte zurückführen. Eine wichti-
ge Form der Stabilisierung sozialer Pakte bestand in der Revitalisierung bestehender tripar-
tistischer Einrichtungen. Zunächst wurden schon durch den Abschluss der Vereinbarung
die entsprechenden Gremien formal wieder aufgewertet. Sie wurden auch danach wieder
besser gepflegt und die Konsultationen in diesen Gremien wurden wieder aufgenommen. In
den Niederlanden war zwar die Stiftung für Arbeit ein traditionelles korporatistisches Gre-
mium, das von den Tarifparteien in der unmittelbaren Nachkriegszeit gegründet worden
war. In den Siebzigerjahren und bis in die frühen Achtzigerjahre hatte es jedoch ein eher be-
scheidenes Dasein gefristet. Und selbst nach Abschluss der Vereinbarung von Wassenaar be-
standen in den späten Achtzigerjahren Überlegungen dieses Gremium abzuschaffen. Erst
im Zuge der Diskussion des niederländischen Modells wurde die Stiftung für Arbeit und
mit ihr die Konstruktion der sozialen Konzertierung wieder neu bewertet. Auch in Italien
war der CNEL in der Zeit vor dem Ciampi-Protokoll weitgehend verkümmert. Erst danach
wurde sowohl seine Rolle aufgewertet als auch neue tripartistische Gremien zur Verbesse-
rung der beruflichen Bildung geschaffen. Der italienische Beschäftigungspakt von 1996 sah
vor, dass ein Nationaler Rat für Berufsbildung unter der Leitung des Arbeitsministeriums
die Organisation und Reform der beruflichen Bildung voran treiben soll (siehe Tabelle 3).

Neue gemeinsame Einrichtungen wurden auch zur Evaluierung der Sozialen Pakte ge-
schaffen. Oder gemeinsame Einrichtungen wurden gegründet, um Funktionen auszuüben,
die bei der Verhandlung der Pakte als institutionell unzureichend entwickelt festgestellt
wurden. In Irland wurde das Central Review Committee zur Überwachung des ersten ,Pro-
gramme for National Recovery’ geschaffen. Bestehende Probleme bei der Moderation von
Tarifkonflikten sollten durch die Schaffung der Labour Relations Commission behoben
werden. In Portugal sah ein Abkommen aus dem Jahr 1991, an dem auch die CGTP betei-
ligt war, die Einrichtung von Arbeitsschutzkommissionen vor. Auf Grund von Rivalitäten
zwischen den Gewerkschaften wurde dieses Abkommen jedoch nicht umgesetzt.

Im italienischen Fall bestand ein institutionell unzureichend entwickelter Bereich in der
betrieblichen Interessenvertretung durch die großen Dachverbände. Durch die Dezentrali-
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Tabelle 3: Durch Soziale Pakte geschaffene Institutionen

Länder Institution Zusammensetzung Funktion

Italien Nationalen Rat für Berufsbil-
dung (1996)

Arbeitgeber, Gewerkschaften
und Regierung (mit Beteili-
gung der Regionen)

Organisierung von eigenen
Ausbildungslehrgängen

Portugal Arbeitsschutzkommissionen
(1991) (nicht umgesetzt)

Arbeitgeber und Gewerk-
schaften

Verbesserung des Arbeits-
schutzes und der Partizipa-
tion der Arbeitnehmer im
Betrieb

Überwachungsausschuss Regierung, Arbeitgeber und
Gewerkschaften
(ohne CGTP)

Überwachung des Strategi-
schen Sozialpakts

Irland Labour Relations
Commission (1991)

Arbeitgeber und Gewerk-
schaften

Schlichtungsbehörde

Central Review
Comittee (1987)

Arbeitgeber und Gewerk-
schaften

Überwachung des PNR



sierung der Tarifverhandlungen wurden einerseits betriebliche Verhandlungspartner erfor-
derlich, andererseits war die Stellung der großen Gewerkschaften in den Betrieben prekär.
Die großen italienischen Gewerkschaftsverbände litten bereits seit den frühen Achtzigerjah-
ren darunter, dass sie zwar auf der politischen und betrieblichen Ebene über ein Vertre-
tungsmonopol verfügten, tatsächlich jedoch die betriebliche Verankerung sehr schwach war
und sie zunehmend der Konkurrenz von Berufsverbänden ausgesetzt waren (Regalia und
Regini 1998). Daher war die Neuregulierung der betrieblichen Interessenvertretung ein di-
rekter Bestandteil des Abkommens über Arbeitskosten vom 23. Juli 1993, das in einer ge-
sonderten Vereinbarung über die Einheitlichen Gewerkschaftsvertretungen (RSU) im De-
zember 1993 konkretisiert wurde (Telljohann 1998: 654). Die in der Vereinbarung geschaf-
fenen Nachfolgerinstitutionen der früheren Fabrikräte sollten daher die Verbindung der
Gewerkschaften in die Betriebe fördern. Um nicht weiteren Widerstand gegen das Vertre-
tungsmonopol der großen Dachverbände zu provozieren, stellen die großen Gewerkschaf-
ten nur ein Drittel der Mitglieder, während zwei Drittel von der gesamten Belegschaft über
Listen gewählt werden.

Infolge der erneuten Einbindung der Verbände in tripartistische Gremien etwa zur För-
derung der beruflichen Bildung bieten sich den Verbänden auch Möglichkeiten der Legiti-
mation gegenüber ihren Mitgliedern, die sie ansonsten eventuell in der Tarifpolitik oder im
Widerstand gegen andere sozialpolitische Reformen gesucht hätten. Da tripartistische Gre-
mien auch Ressourcen sowie Einflussmöglichkeiten auf die staatliche Politik bieten, werden
die Verbände von der Verfolgung direkter Mitgliederinteressen entlastet. Zum Beispiel bie-
tet die Reform der beruflichen Bildung durch gemeinsame Einrichtungen mit den Gewerk-
schaften im Fall Italiens auch die Möglichkeit für die Gewerkschaften, ihrer klientelistische
Politik der älteren Arbeitnehmer in gesicherten Beschäftigungsverhältnissen – deren Ur-
sprung in der extremen Überalterung der Gewerkschaften mit einem Rentneranteil von
mehr als einem Drittel der Gesamtmitgliedschaft zu suchen ist – gegenzusteuern.

Diese institutionelle Neuordnung der Zuständigkeiten und Verfahren in der Abstim-
mung der Beschäftigungs- und Sozialpolitik hat insgesamt eine stabilisierende und hand-
lungsbefähigende Wirkung auf die Verbände. Sie birgt natürlich auch die Möglichkeit neu-
er institutioneller Blockaden in sich, deren Wirkungsweise sich erst in der Zukunft erweisen
wird. Für die Gegenwart scheint sie jedoch in jedem Fall die Handlungsfähigkeit der Ver-
bände zu stärken, ohne dass dies notwendigerweise auf eine reine Konservierung der beste-
henden Tarifsysteme der Nachkriegszeit hinauslaufen muss.

8. Schluss

Dreiseitige Vereinbarungen zwischen Regierungen und Tarifparteien zur Wiederbelebung
der Arbeitsmärkte haben in den letzten Jahren in einer Reihe von europäischen Ländern an
Bedeutung zugenommen. Sie wurden als Reaktion nationaler Regierungen auf zwei Ent-
wicklungen ins Leben gerufen: auf den zunehmenden Wettbewerbsdruck im Rahmen der
nahenden europäischen Wirtschafts- und Währungsunion und auf die Belastung der sozia-
len Sicherungssysteme durch anhaltende und steigende strukturelle Unterbeschäftigung.
Innerhalb eines dreiseitigen Beschäftigungspakts wurden Kompensationsgeschäfte zwi-
schen der Steuer- und Abgabenentlastung der Arbeitsmarktparteien, Beschäftigungspro-
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grammen durch die öffentliche Hand auf der einen Seite und Lohnzurückhaltung durch die
Gewerkschaften auf der anderen Seite möglich.

Der Erfolg der Verhandlung sozialer Pakte ist abhängig von der Entschlossenheit der Re-
gierung, institutionelle Reformen in der Arbeitsmarktregulierung durchzuführen sowie von
der Empfindsamkeit der Verbände gegenüber den negativen Effekten der Beschäftigungs-
krise. Die dafür notwendige Strategiefähigkeit von Regierungshandeln ist insbesondere im
Hinblick auf die Lohnpolitik bedeutsam. Eine moderate Lohnpolitik stand in allen Fällen
am Beginn von Konzertierungsverhandlungen. In Ländern mit traditionell einflussreichen
Gewerkschaften wurde diese Konzession bis zur Unterzeichnung der Sozialpakte von den
Gewerkschaften abgelehnt. Nur in Ländern, in denen die Gewerkschaften noch weiteren
Legitimationsverlusten ausgesetzt waren (wie durch die intergewerkschaftliche Konkurrenz
im Fall Portugals und dem drohenden Vorbild Großbritanniens im irischen Fall), waren die
Verbände bereit, selbst zum Abschluss dreiseitiger Vereinbarungen beizutragen. In den an-
deren Fällen waren beide Tarifparteien erst unter dem Druck der Regierungsintervention –
der sich im Übrigen auch gegen die Arbeitgeberseite richtete – in der Lage, die Modalitäten
einer für beide Seiten erträglichen Lohnpolitik zu verhandeln.

Aus den Beispielen der nationalen Beschäftigungspakte lassen sich meines Erachtens zwei
wesentliche Erkenntnisse ziehen: Erstens zeigen sie deutlich, dass eine politisch gesteuerte
Re-integration bereits ausdifferenzierter Politikfelder mit verschiedenen Akteurskonstella-
tionen in nationalen Verhandlungssystemen möglich ist. Nachdem die Steuerungstheorie
von einer säkularen Tendenz der Verselbstständigung von Politikfeldern ausging, die zu ei-
nem zunehmenden Verlust der Handlungsfähigkeit des Staates führen müsse, findet man
nun in der politischen Praxis Anzeichen für Eingriffe der Regierung in selbstkoordinierte
Verhandlungssysteme der Tarifparteien. Während eines der wesentlichen Motive für kon-
zertierte Verhandlungen über Fragen der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik die Bearbeitung
der Folgeprobleme der zunehmenden Ausdifferenzierung und Entkoppelung einzelner Po-
litikfelder ist, scheint gleichzeitig die Verlagerung der Problemlösung auf eine zentrale Ebe-
ne durchaus möglich zu sein und von institutionellen Barrieren nicht notwendigerweise be-
hindert zu werden. Dabei können einzelne erzielte Zwischenergebnisse durchaus einer sek-
toralen Logik folgen und der Gesamtstrategie widersprechen (wie z.B. die Erweiterung des
Vorruhestands in den Niederlanden in der zweiten Hälfte der Achtzigerjahre). Die langfris-
tige Anlage von Beschäftigungspakten ermöglicht hier auch eine nachträgliche Korrektur
von sektoralen Abweichungen.

Zweitens scheint die Vermutung bestätigt zu werden, dass es auch unter den Bedingun-
gen eines zunehmenden Regimewettbewerbs der Sozial- und Arbeitsregime in Europa na-
tional spezifische Möglichkeiten einer kompensierenden Politik gibt. Diese sind jedoch be-
stimmten einschränkenden Bedingungen unterworfen. Die Bedingungen, unter denen die
Formen einer kompensierenden Politik erkennbar sind, sind zum einen die zunehmende
Beschränkung auf die Finanzierung der Dynamisierung der Arbeitsmärkte und weniger auf
die Stilllegung des Arbeitsangebots, zum anderen die Beschränkung auf die Umverteilung
innerhalb der Arbeitnehmerschaft. Da jedoch auch und gerade innerhalb der Arbeitneh-
merschaft Risiken und Möglichkeiten von Beschäftigung zunehmend ungleich verteilt sind,
ist dies keine gering einzuschätzende Gestaltungsmacht.
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